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Niederschrift  
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderats 

am Montag, den 17. Februar 2020 
im Sitzungssaal des Rathauses Werbach 

 
 

Tagesordnung: siehe Anlage 1 
 

Anwesenheit: siehe Anlage 2 
 

         Urkundspersonen:          Maria Höfling und Harald Meyer 
 
                                                Vorsitzender:                   Bürgermeister Ottmar Dürr 
 
                                                Schriftführer:                   Tobias Schwarzbach 
 

Anwesende Gemeinderäte: 13 
 

Philipp Bopp, Axel Brümmer, Andreas Dürr, Christian Freisleben, Maria Höfling, Harald Meyer, 
Nadine Ries, Andreas Rössler, Albrecht Rudolf, Björn Schmidt, Jürgen Schwägerl, Philipp Westdörp, 

Michael Zwingmann 
 
 

Entschuldigt: 
 

Roland Johannes, Theresa Rüttling 
 

Unentschuldigt: 
 

 
Anwesende Ortsvorsteher: 

 
Harald Kranz, Birgit Hörner, Tino Holzhauer, Petra Hiller (Stellv. OVin Brunntal) 

 
Entschuldigt: 

 
Ulrich Dluzak, Roland Johannes, Emil Baunach 

 
Teilnehmer der Verwaltung: 

 
                                                          Kämmerei: Bernhard Bach und Michael Ank 

 
                                                         Bauamt: Oliver Schramm 

 
                           Hauptamt: Tobias Schwarzbach  

 
 

Beginn der Sitzung: 19:00 Uhr 
Ende:  21:16 Uhr 
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Begrüßung: 
 
Zu Beginn der Sitzung begrüßt BM Ottmar Dürr die Mitglieder des Gemeinderats und die 

Ortsvorsteher. 

Er stellt fest, dass durch Ladung vom 07. Februar 2020 ordnungsgemäß eingeladen wurde 

und das Gremium beschlussfähig ist. Die Einladung wurde im Amtsblatt der Gemeinde 

Werbach vom 14. Februar 2020 öffentlich bekannt gemacht. 

 

TOP 1 a Bauantrag: 

 
Bauvorhaben: Neubau Holz- u. Geräteschuppen 

 
Baugrundstück: Brunntaler Straße, 97956 Werbach 

  
Flurstück Nr.: 4628 

 
Gemarkung: Werbachhausen 

 
Bautagebuch Nr.: 2020/3 

 
Antragsart: Bauantrag 

 
Rechtsgrundlage: § 30 I BauGB 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Gegen das Bauvorhaben werden grundsätzlich keine Einwände erhoben. Dem Bauantrag 

kann somit zugestimmt und das Einvernehmen erteilt werden. 

 
Beschlussfassung: einstimmig 
 
Beschluss:       14   Ja   0 Nein   0 Enthaltung 
 

Dem Beschlussvorschlag wurde somit einstimmig zugestimmt. 
 

 
TOP 1 b Bauantrag: 

 
Bauvorhaben: Errichtung einer neuen Stützwand sowie 

Erweiterung Geräteschuppen 
 

Baugrundstück: Burgweg 17, 97956 Werbach 
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Flurstück Nr.: 234 

 
Gemarkung: Gamburg 

 
Bautagebuch Nr.: 2020/4 

 
Antragsart: Bauantrag 

 
Rechtsgrundlage: § 34 BauGB 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Gegen das Bauvorhaben werden grundsätzlich keine Einwände erhoben. Dem Bauantrag 

kann somit zugestimmt und das Einvernehmen erteilt werden. 

 
Beschlussfassung: einstimmig 
 
Beschluss:       14   Ja   0 Nein   0 Enthaltung 
 

Dem Beschlussvorschlag wurde somit einstimmig zugestimmt. 
 

 
TOP 1 c Bauantrag: 

 
Bauvorhaben: Neubau Einfamilienhaus mit Garage und 

Abstellraum, 97956 Werbach 
 

Baugrundstück: Rotes Bild 9, 97956 Werbach 
  

Flurstück Nr.: 16619 
 

Gemarkung: Werbach 
 

Bautagebuch Nr.: 2020/5 
 

Antragsart: Bauantrag 
 

Rechtsgrundlage: § 30 I BauGB 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Gegen das Bauvorhaben werden grundsätzlich keine Einwände erhoben. Dem Bauantrag 

kann somit zugestimmt und das Einvernehmen erteilt werden. 

 
Beschlussfassung: einstimmig 
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Beschluss:       14   Ja   0 Nein   0 Enthaltung 
 

Dem Beschlussvorschlag wurde somit einstimmig zugestimmt. 
 
 

TOP 2 
Bebauungsplan „Oberes Tor links der Straße III“ in Werbach: Beratung und 

Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen; Billigung 
des Planentwurfs und Auslegungsbeschlusses 

 

BM Dürr fügt an, der Gemeinderat habe in seiner Sitzung vom 15.10.2019 die Aufstellung 

des Bebauungsplanes „Oberes Tor links der Straße III“ im Ortsteil Werbach beschlossen. 

Der erste Entwurf sei in der Zeit vom 04.11.2019 - 04.12.2019 öffentlich ausgelegt gewesen 

und die Anhörung der Träger öffentlicher Belange sowie die frühzeitige Beteiligung der 

Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB durchgeführt worden.  

Die einzelnen Stellungnahmen seien dem Gremium bereits in tabellarischer Form 

ausgehändigt worden. Nun stünde die 2. Auslegung an. An dieser Stelle erhält Frau Frey 

vom Ingenieurbüro Walter und Partner das Wort. 

Frau Frey stellt in der Folge die einzelnen Stellungnahmen vor. An dieser Stelle wird auf die 

beiliegende Auflistung mit den Stellungnahmen verwiesen.  

 

GR Rudolf spricht sich dafür aus, dass die geplante Straßenbreite von sechs Metern auch 

befahrbar sein müsse, weshalb ein Parkverbot eingeführt werden solle. Weiterhin sei er für 

eine Verpflichtung zum Bau von Zisternen. Frau Frey antwortet, der Bau von 

Retentionszisternen sei bereits im Bebauungsplan vorgeschrieben. Jedoch sei 

beispielsweise beim Bau eines Flachdachs mit Begrünung keine Zisterne nötig, da dadurch 

bereits eine ausreichende Wasseraufnahme möglich sei.  

GR Rudolf findet außerdem einen Kriterienkatalog für den Verkauf der Bauplätze für sinnvoll. 

BM Dürr antwortet, dass dies ohnehin in Erwägung gezogen werde. 

 

Das Gremium ist in der Folge mit Wortbeiträgen seitens der anwesenden Bevölkerung 

einverstanden. 

Herr Salm bemängelt, dass eine untergeordnete Straße von sechs Metern Breite in eine 

Straße von 4,50 Meter Breite münden würde. Die Kurve im Bereich Schreinersbild / 

Furtackerweg sei zu eng für größere Fahrzeuge. Weiterhin stellt er die Frage, was in Bezug 

auf den Hochwasserschutz für sein Wohnhaus getan werde.  
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GR Zwingmann antwortet, in Bezug auf den Hochwasserschutz würden Mauerscheiben vor 

dem Hang von Herrn Salm errichtet werden, außerdem werde der Furtackerweg durch die 

Baumaßnahmen bis zu 30cm höher. Frau Frey ergänzt, der Radius im Kurvenbereich 

Schreinersbild / Furtackerweg werde durch den Ausbau vergrößert. BM Dürr führt an, die 

Erschließungsstraße werde ohnehin von der Landesstraße 506 aus zum neuen Wohngebiet 

verlaufen und der Verkehr somit nicht durch das „alte“ Wohngebiet fließen. 

 

Frau Jeßberger stellt die Frage, ob es im geplanten Wohngebiet Gasanschlüsse geben 

werde. Außerdem stelle sich in Zeiten von Elektromobilität die Frage nach geeigneten 

Ladestationen im neuen Baugebiet. BM Dürr antwortet, es werde keinen Gasanschluss 

geben. In Sachen Elektromobilität werde eine Trafostation durch die EnBW errichtet. Diese 

könne ggf. die benötigten Energiemengen bereitstellen.  

 

GRin Ries ergänzt, bei der Einführung eines Kriterienkatalogs sollte die Zugehörigkeit zur 

Feuerwehr berücksichtigt werden. GR Zwingmann entgegnet, die Kosten für den Bau des 

Baugebiets müssten refinanziert werden. Durch einen zu engen Kriterienkatalog bestünde 

die Gefahr, dass Bauplätze nicht verkauft werden. Brach liegende Bauplätze trägen gerade 

zur Errichtung von Neubaugebieten bei.  

GR Meyer fände ein Angebot seitens der Gemeinde an Grundstückseigentümer zur 

Vermittlung von leerstehenden Bauplätzen sinnvoll. Herr Bach entgegnet, diese Anfragen 

seien bereits vor der Erschließung des Baugebiets „Amberger Weg“ durchgeführt worden. 

Niemand von den betroffenen Personen habe einen Bauplatz verkaufen wollen. 

 
Beschlussantrag: 
 
Der Gemeinderat beschließt über die eingegangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher 

Belange sowie der Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Des Weiteren wird dem Bebauungsplanentwurf mit seinen Begründungen sowie den 

umweltbezogenen Informationen zugestimmt und die erneute öffentliche Auslegung nach § 3 

Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

 
Beschlussfassung: einstimmig 
 
Beschluss:       14   Ja   0 Nein   0 Enthaltung 
 

Dem Beschlussvorschlag wurde somit einstimmig zugestimmt. 
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TOP 3  
Beschlussfassung über die mittelfristige Finanzplanung 2020 bis 2023  

zur Haushaltssatzung 2020 
 

BM Dürr zitiert zu Beginn dieses TOP auszugsweise aus dem Schreiben des Kommunal- und 

Rechnungsprüfungsamts bezüglich der Haushaltssatzung nebst Haushaltsplan der 

Gemeinde Werbach. Es seien bereits im Sommer 2020 erneute Haushaltsberatungen 

vorgesehen.  

GR Rudolf bemängelt die nach seiner Ansicht zu hohe Verschuldung der Gemeinde 

Werbach. Dies würde auch das Kommunal- und Rechnungsprüfungsamt beanstanden. BM 

Dürr antwortet, dies sei auf die Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik sowie die 

hohen Investitionen in den letzten Jahren zurückzuführen. 

Weiterhin kritisiert GR Rudolf, die Vorlagen zur mittelfristigen Finanzplanung seien 

unzureichend, wodurch vor allem die neuen Gemeinderatsmitglieder mangelhaft informiert 

worden seien. BM Dürr entgegnet, diesbezüglich werde es in nächster Zeit ohnehin eine 

Schulung durch den Kämmerer für die Gemeinderäte geben. 

 

GR Zwingmann erläutert, bezüglich künftiger Investitionen müsse überlegt gehandelt werden. 

Außerdem liege der Deckungsgrad bei den Friedhofsgebühren laut Kommunal- und 

Rechnungsprüfungsamt bei gerade mal knapp 40%, bisher sei er von einem Deckungsgrad 

von über 80% ausgegangen. Er wünsche sich deshalb mehr Informationen vom Kämmerer. 

Auch OVin Hörner bemängelt die aus ihrer Sicht zu große Spanne des Deckungsgrads bei 

den Friedhofsgebühren, der auch ihrer Meinung nach bei über 80% liegen sollte. Es fehlten 

dadurch Gelder aus dem Ausgleichsstock, wenn der Deckungsgrad nicht mindestens 80% 

betrage. 

Herr Ank antwortet, die Finanzplanung sei bereits im Zuge der Haushaltsberatungen 

beschlossen worden. Dies sei in der Vergangenheit schon der Fall gewesen, nun werde eine 

getrennte Beschlussfassung gefordert. Bezüglich des Deckungsgrads bei den 

Friedhofsgebühren gibt Herr Ank an, er habe bereits mit dem Kommunal- und 

Rechnungsprüfungsamts Rücksprache gehalten. Das Kommunalamt berechne den 

Kostendeckunsgrad inklusive der Kosten- und Leistungsrechnung, ansonsten würde der 

Deckungsgrad inklusive kalkulatorischer Zinsen bei 86 % liegen. OVin Hörner entgegnet, 

dann müssten die Zahlen von vornherein so eingereicht werden, dass das Ergebnis stimme. 

Herr Ank führt an, er müsse derzeit noch mit Planzahlen arbeiten. 
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BM Dürr kündigt an, diesbezüglich nochmals Kontakt zu Herrn Haas vom Kommunalamt 

aufzunehmen. 

 

Beschlussantrag: 
 
Der mittelfristigen Finanzplanung 2020 bis 2023 zur Haushaltssatzung 2020 wird 

zugestimmt. 

 
Beschlussfassung: nicht einstimmig 
 
Beschluss:       13   Ja   0 Nein   1 Enthaltung 
 

Dem Beschlussvorschlag wurde somit zugestimmt. 
 

 
TOP 4 

Fragen der Bürger 
 
GR Rössler kritisiert, dass die Sitzungsunterlagen für die öffentliche Sitzung nicht für den 

Bürger ausgelegt worden seien. Herr Schwarzbach antwortet, diese würden im Vorfeld der 

Sitzung auf der Homepage bereitgestellt werden. Anschließend zitiert GR Rössler § 35 der 

Gemeindeordnung. Seiner Meinung nach würden im Gemeinderat zu viele Sachverhalte in 

nichtöffentlicher Sitzung diskutiert und beschlossen werden, wodurch die Bevölkerung 

unzureichend informiert werde. Der Haushalt sei nahezu vollumfänglich intern diskutiert 

worden. In diesem Zusammenhang zitiert er aus einem Kommentar zur Gemeindeordnung. 

BM Dürr widerspricht GR Rössler. Es seien in der Vergangenheit lediglich Informationen an 

den Gemeinderat in nichtöffentlicher Sitzung geliefert worden. Die Beratung und 

Beschlussfassung hätten in öffentlicher Sitzung stattgefunden.  

GR Rössler führt weiter an, der Anstoß für seine Kritik sei die Sitzung des Gemeinderats 

gewesen, in welcher über die Neubeschaffung des Feuerwehrfahrzeugs Wenkheim sowie die 

Entschädigungssatzung für die Feuerwehr diskutiert worden sei. Diese Sitzung sei durch den 

Bürgermeister unterbrochen worden und für die Dauer der Unterbrechung gebe es kein 

Protokoll. BM Dürr entgegnet, der Zeitraum der Unterbrechung sei lediglich eine 

Informationsveranstaltung gewesen. Dieses Vorgehen sei im Nachgang außerdem mit Herrn 

Haas vom Kommunalamt besprochen worden. Dieser habe die Entscheidung des 

Bürgermeisters für völlig legitim erachtet.  

GR Rössler ergänzt, er wünsche sich lediglich, dass mehr Tagesordnungspunkte öffentlich 

behandelt werden würden. GRin Ries sowie deren Ehemann stimmen GR Rössler in diesem 
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Punkt zu. BM Dürr macht abschließend die Zusage, dass künftig die Anforderungen aus der 

Gemeindeordnung genauer geprüft werden würden.  

 

GR Rudolf kritisiert die Vorlage zur mittelfristigen Finanzplanung. Er erachtet diese als nicht 

umfangreich genug. Er wünsche sich künftig eine Auflistung von zukünftig anfallenden 

Maßnahmen. Es könne nicht Aufgabe des Gemeinderats sein, sich die Informationen zu 

beschaffen, dies obliege der Verwaltung. Herr Ank erwidert, dass die mittelfristige 

Finanzplanung des Haushaltsplans vollumfänglich den gesetzlichen Vorgaben entspreche. 

Ansonsten wäre der genehmigte Haushaltsplan 2020 nicht genehmigungsfähig gewesen. 

Weiterhin fordert GR Rudolf die Mitglieder der Fraktionen auf, mehr Vertrauen in die 

Fraktionsvorsitzenden zu haben. Die Informationen, welche die Fraktionsvorsitzenden 

erhielten, würden auch entsprechend an die anderen Fraktionsmitglieder weitergegeben 

werden. 

Außerdem stellt GR Rudolf die Frage, wie es nach der vergangenen Anzeigenerstattung 

gegen einen Landwirt wegen des Beschädigens einer Hecke weitergehe. BM antwortet, Herr 

Zöller vom Umweltschutzamt kontrolliere die Hecke in regelmäßigen Abständen. 

 

GR Bopp führt an, in der letzten Sitzung des Ortschaftsrats Wenkheim sei das Problem des 

umherliegenden Hundekots in Wenkheim angesprochen worden. Er wünsche sich mehr 

Hundetoiletten im Ortsteil Wenkheim. Außerdem bestünde die Gefahr, dass ein sehr großer 

Baum im Bereich der Baumaßnahmen im Aubweg den Kanal beschädige. Es sollte ggf. über 

eine Entfernung des Baums nachgedacht werden. BM Dürr sichert zu, bezüglich der beiden 

Punkte Rücksprache mit OV Baunach zu halten.  

 

Stellv. OVin Hiller wünscht sich, dass mehr Dächer von kommunalen Gebäuden mit 

Solaranlagen ausgestattet werden würden. BM Dürr antwortet, das Dach der ehemaligen 

Hauptschule Werbach sei mit Solarmodulen ausgestattet gewesen. Außerdem seien das 

Feuerwehrgerätehaus Werbach sowie die Turnhalle in Wenkheim mit Solarmodulen 

versehen. 

Weiterhin fordert stellv. OVin Hiller, dass auch über die Schaffung von Bauplätzen im Ortsteil 

Brunntal nachgedacht werde. BM Dürr antwortet, hierzu müssten zunächst geeignete 

Flächen bereitstehen. Dies sei auch dem Ortschaftsrat Brunntal bekannt.  

 
 

Ende der öffentlichen Sitzung: 21:16 Uhr 






































